
Mustervertrag über die Ableistung eines
Freiwilligen Ökologischen Jahres 
Präambel 
Die Vertragspartner verfolgen mit der Ableistung des freiwilligen ökologischen Jahres gemeinsam das Ziel, insbesondere soziale Kompetenz, Persönlichkeitsbildung sowie die Bildungs- und Beschäftigungsfähigkeit des/der Freiwilligen zu fördern.

Grundlage dieser Vereinbarung sind die nachfolgenden Regelungen, deren Bestimmungen während der Ableistung des freiwilligen ökologischen Jahres einzuhalten sind:
•
Gesetz zur Förderung von Jugendfreiwilligendiensten (Jugendfreiwilligendienstegesetz – JFDG) in seiner jeweils geltenden Fassung

•
Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz zur Durchführung des Freiwilligen Ökologischen Jahres im Freistaat Sachsen (VwV-FÖJ) in ihrer jeweils geltenden Fassung
•
Zulassungsbescheid des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz vom 24. April 2013
1.
Vertragspartner 

I.  Einsatzstelle






Muster Est

Musterstraße





XXXXX Musterhausen
vertreten durch
Herrn/Frau



Funktion


II.  Teilnehmer/in

Herrn/Frau


geboren am:


wohnhaft in



III.  Träger (nach §10 JFDG und Abschnitt III. der Richtlinie des SMUL zur Durchführung des FÖJ in Sachsen)





Muster e.V.
Musterstraße




XXXXX Musterhausen
vertreten durch
Herrn/Frau 



Funktion

2.
Dauer und Beendigung des freiwilligen Dienstes
Der freiwillige Dienst beginnt am 01.09.20XX und endet am 31.08.20XX. Dieser Vertrag endet damit nach Ablauf dieser Vertragsdauer ohne, dass es einer Kündigung bedarf.
Der Vertrag unterliegt ungeachtet der vereinbarten Befristung der ordentlichen Kündigung. Vor Beginn des freiwilligen Dienstes ist die Kündigung jederzeit ohne Einhaltung Kündigungsfrist zulässig. Innerhalb der ersten sechs Wochen des freiwilligen Dienstes (sog. Probezeit) können die/der Freiwillige, der FÖJ-Träger oder die Einsatzstelle den Vertrag mit einer Frist von 2 Wochen zum Ende des Kalendermonats kündigen. Nach Ablauf der Probezeit kann der Vertrag von jedem Vertragspartner mit einer Frist von 4 Wochen zum Fünfzehnten oder zum Ende eines Kalendermonats gekündigt werden. Kündigungen bedürfen der Schriftform.
Das Recht der Vertragspartner, den Vertrag aus wichtigem Grund fristlos zu kündigen, bleibt unberührt.
3.
Verpflichtungen der/des Freiwilligen

Die/der Freiwillige verpflichtet sich,

1. die ihr/ihm gem. der im Einsatzstellenzulassungsantrag enthaltenen Tätigkeitsbeschreibung übertragenen Aufgaben unter Anleitung einer Fachkraft nach Wissen und Können auszuführen und den Anweisungen des Trägers und der Einsatzstelle zu folgen;
2. über Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des Trägers und der Einsatzstelle - auch über die Zeit der Beendigung des Vertrages hinaus - Stillschweigen zu bewahren; der Freiwillige wird zudem die sich aus § 5 Bundesdatenschutzgesetz, § 35 SGB I sowie §§ 61ff SGB VIII ergebenden Verschwiegenheitsverpflichtungen beachten;
3. an den gesetzlich vorgeschriebenen Begleitseminaren (Einführungsseminar, Zwischenseminaren, Abschlussseminar – mindestens 25 Tage) teilzunehmen; die Seminartage werden wie Dienstzeiten behandelt;
4. bis zum 10. eines jeden Kalendermonats die von der Einsatzstelle unterzeichneten Tätigkeitsnachweise für den Vormonat beim Träger einzureichen;
5. die Dienst- und Hausordnung der Einsatzstelle zu beachten und während der Arbeitszeit die betriebliche Kleiderordnung einzuhalten;
6. der Einsatzstelle ein polizeiliches Führungszeugnis zur Verfügung zu stellen, insofern die Einsatzstelle dieses verlangt (siehe Ziffer 4.11);
7. bei Konflikten mit der Einsatzstelle, bei persönlichen oder den Einsatz betreffenden Fragen und Schwierigkeiten den Träger zu informieren und vermittelnd einzuschalten, sofern diese Konflikte und Fragen nicht direkt mit der Einsatzstelle zu lösen oder zu klären sind;
8. dem Träger spätestens 3 Wochen vor Beendigung des freiwilligen Dienstes einen Erfahrungsbericht über die Durchführung des freiwilligen Dienstes zu übergeben.

4.
Verpflichtungen der Einsatzstelle

Die Einsatzstelle verpflichtet sich zu Folgendem: 

1. Einsatz der/des Freiwillige/n entsprechend der im Einsatzstellenzulassungsantrag enthaltenen Tätigkeitsbeschreibung.
2. Benennung einer Fachkraft für die Anleitung und Begleitung, die die/den Freiwillige/n in die Einrichtung einführt, für die Zuweisung des Aufgabenbereiches und fachliche Anleitung sowie für die regelmäßige pädagogische Begleitung im Arbeitsfeld (z.B. durch Anleitungsgespräche) verantwortlich ist. Die Fachkraft ist dem Träger zu benennen und deren Teilnahme an Fortbildungen und begleitenden Maßnahmen des Trägers ist zu ermöglichen.
3. Frühzeitige Kontaktaufnahme mit dem Träger bei Fragen, die die pädagogische Begleitung der Freiwilligen betreffen (siehe Ziffer 5).

4. Übernahme der Kosten für ein polizeiliches Führungszeugnis (siehe Ziffer 3.8).

5. Unentgeltliche Bereitstellung von Arbeitsschutzkleidung sowie der notwendigen Arbeitsgeräte. Der/Die Teilnehmer/in ist zum pfleglichen Umgang mit den anvertrauten Geräten und der Arbeitskleidung verpflichtet. Geräte und Arbeitskleidung bleiben Eigentum der Einsatzstelle.

6. Zu einer schriftlichen Zuarbeit für ein ordentliches Arbeitszeugnis des Freiwilligen. Diese hat spätestens bis zum 15.08. des Jahres beim Träger vorzuliegen.

7. Die Einsatzstelle beteiligt sich an den teilnehmerbezogenen Ausgaben für Taschengeld, Unterkunft und Verpflegung einschl. den Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung sowie an den Ausgaben der pädagogischen Begleitung im Umfang von XX EUR sowie an den Kosten für Öffentlichkeitsarbeit und Teilnehmerakquise in Höhe von XX EUR. Die Einsatzstelle überweist bis zum 10. eines jeden Monats den  Gesamtbetrag in Höhe von XX,00 € pro Monat und Freiwilligen an den Träger. 
5.
Verpflichtungen des Trägers

Der Träger verpflichtet sich,

1. während des Freiwilliges Ökologisches Jahres Bildungsmaßnahmen durchzuführen und die Freiwilligen zu begleiten. Es werden ein Einführungs-, drei Zwischen- und ein Abschlussseminar (Mindestdauer je 5 Tage) durchgeführt. Die Gesamtdauer der Seminare beträgt - bezogen auf eine 12-monatige Teilnahme - mindestens 25 Tage.
2. in Konfliktsituationen und bei Schwierigkeiten in der Einsatzstelle, die durch Freiwillige, Einsatzstelle oder Träger benannt werden, durch Beratung zu unterstützen.

3. für die Verantwortlichen in den Einsatzstellen bei Bedarf eine Einsatzstellentagung (Konferenz/Fachtagung) zu veranstalten, mit dem Ziel, gegenseitige Erfahrungen auszutauschen, gemeinsame Fragen zu klären und allgemeine Absprachen zu treffen.

4. Veranlassung ggf. notwendiger Vorsorgemaßnahmen für die/den Freiwillige/n vor Beginn des Einsatzes und Übernahme der Kosten hierfür. Veranlassung der ärztlichen Erstuntersuchung nach § 32 und § 41 des Jugendarbeitsschutzgesetzes bei Jugendlichen unter 18 Jahren.

6.
Informationspflichten

Einsatzstelle und Träger vereinbaren einen zeitnahen und regelmäßigen Informationsaustausch zu wichtigen die Durchführung des Jugendfreiwilligendienstes betreffenden Fragen, damit der Träger seiner Gesamtverantwortung für den Jugendfreiwilligendienst nachkommen kann. Dazu zählen u.a.:

· Informationen über das unentschuldigte Fernbleiben vom Arbeitsplatz, Schwangerschaft sowie über die Dauer einer Arbeitsunfähigkeit des Freiwilligen,

Informationen zur Gewährung von Urlaubstagen,

· Informationen zu Gründen und Dauer der Dienstbefreiung des Freiwilligen,

· die frühzeitige Kontaktaufnahme der Einsatzstelle zum Träger bei Fragen oder Schwierigkeiten, welche die/den Freiwillige/n, pädagogische Fragen oder den Einsatz betreffen.

· allgemeine Festlegungen zum Einsatz der Freiwilligen, die die Einsatzstelle in Absprache mit dem Träger trifft.
7.
Urlaub und Dienstbefreiung

Die/der Freiwillige erhält einen Jahresurlaub von 26 Tagen. Als Urlaubsjahr gilt das Einsatzjahr. Bei einem kürzeren als 12-monatigen Einsatz erhält der/die Freiwillige 1/12 des Jahresurlaubs für jeden vollen Monat. 
Grundsätzlich hat die/der Freiwillige ihre/seine persönlichen Angelegenheiten außerhalb der Dienstzeit zu erledigen. Aus wichtigem Grund kann der direkte Vorgesetzte jedoch Ausnahmen hiervon gewähren und die/den Freiwillige/n unter Fortzahlung der Vergütung für die Dauer der unumgänglich notwendigen Abwesenheit von der Arbeit freistellen.
Urlaubsgewährung und Dienstbefreiung während der Seminarzeiten ist nicht möglich.
Die Träger und die Einsatzstellen unterstützen die Arbeit der Freiwilligensprecher; sie tragen Sorge, die Sprecherarbeit in einem angemessenen Umfang zu ermöglichen. Die gewählten Gruppensprecher werden für die Wahl der Landessprecherräte zwei Tage freigestellt. Die gewählten Landessprecher erhalten für ihre Sprecherarbeit je zwei weitere Tage Freistellung. Die freigestellten Tage gelten als Bildungstage und somit als Arbeitszeit.
8.
Taschengeld sowie Geldleistungen für Unterkunft und Verpflegung
Der Träger gewährt der/dem Freiwilligen folgende Leistungen:

a. Taschengeld (auch für die Zeit der Seminare und des Urlaubs) in Höhe von XXX,00 €;
b. Zuschuss für Unterkunft und Verpflegung (auch für die Zeit der Seminare und des Urlaubs) in Höhe von XXX,00 €;

Der Träger gewährt die Leistungen auf Grundlage der zwischen ihm und der Einsatzstelle geschlossenen Vereinbarung zur Personalverwaltung im Namen und für Rechnung der Einsatzstelle.

9.
Dienstzeit

Die Dienstzeit beträgt 40 Stunden wöchentlich bei einer Fünf-Tage-Woche. Die Lage der Dienstzeit bestimmt die Einsatzstelle nach billigem Ermessen.
10.
Dienstunfähigkeit
Im Falle einer Dienstunfähigkeit wird die/der Freiwillige die Einsatzstelle unverzüglich (d. h. nach Möglichkeit vor Dienstbeginn) hierüber zu informieren und bei einer Dauer ab 3 Tagen auch dem Träger Nachricht geben. Falls eine Seminarteilnahme krankheitsbedingt nicht möglich ist, ist über die Dienstunfähigkeit der Träger ebenfalls unverzüglich zu informieren. Bei Dienstunfähigkeit hat die/der Freiwillige diese durch eine ärztliche Bescheinigung mit Angabe der voraussichtlichen Dauer gegenüber der Einsatzstelle nachzuweisen.

Während der Arbeitsunfähigkeit werden die Leistungen gem. Ziff. 8 für bis zu 6 Wochen weitergezahlt, jedoch nicht über die Dauer dieses Vertrages hinaus.
11.
Schlussbestimmungen
Sollten einzelne Bestimmungen der Vereinbarung unwirksam sein bzw. werden, berührt dies den Vertrag im Übrigen nicht. Ergibt sich die Ungültigkeit aus der Veränderung gesetzlicher Bestimmungen, wird der Vertrag nach den geänderten Bestimmungen durchgeführt. Im Übrigen verpflichten sich alle Parteien, etwaige unwirksame Teile des Vertrages durch wirksame zu ersetzen, die dem Zweck des Vertrages am nächsten kommen. 

Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform. Dieser Vertrag ist dreifach ausgefertigt. Die Partner erhalten je eine unterschriebene Ausfertigung.

                                ____ , den  _______________
	____________________________________

Freiwillige / Freiwilliger
	bei nicht volljährigen Freiwilligen

____________________________________

Unterschrift/en des/der gesetzlichen Vertreter

	____________________________________

Für den Träger

(Stempel und Unterschrift)
	____________________________________

Für die Einsatzstelle

(Stempel und Unterschrift)






1

[image: image1.emf]